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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Wohl auch, weil der Bundesrat die Annahme des Postulats Weibel empfahl, wurde es in
der Herbstsession von der grossen Kammer stillschweigend überwiesen. Thomas Weibel
(glp,  ZH) möchte mit seinem Vorstoss vom Bundesrat in einem Bericht aufgezeigt
haben, welche Abhängigkeiten von IT-Anbietern bestehen und wie hoch das damit
verbundene Risiko bei IT-Beschaffungen ist. Weibel nahm Bezug auf seine eigene
Interpellation (Ip. 15.3943), die gezeigt habe, dass viele Informatikaufträge des Bundes
ohne öffentliche Ausschreibung vergeben würden. Es sei aufzuzeigen, inwiefern
Ausschreibungen, die Lizenzen von einem Hersteller fordern, Abhängigkeiten schaffen
oder aber den Wettbewerb auf bestimmte Produkte einschränken. 1

POSTULAT
DATUM: 30.09.2016
MARC BÜHLMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

In der Sommersession 2015 nahm der Nationalrat ein Postulat de Courten (svp, BL) an,
welches den Bundesrat auffordert, eine KMU-gerechte Ausgestaltung und Umsetzung
von Zulassungsgebühren zu prüfen. Das Postulat, das die vom Bundesrat in der
Verordnung über die Krankenversicherung beschlossenen Gebührenerhöhungen bei
der Zulassung für die Kassenerstattung im Arzneimittelbereich anprangerte, sieht in
den "massiven" Zulassungsgebühren eine erhebliche Einschränkung der
Wettbewerbsfähigkeit von Schweizer KMU der Pharamindustrie. Der Bundesrat lehnte
das Postulat mit der Begründung ab, dass vor der Erhöhung nur ein Teil der für die
Prozessbeschleunigung im Bereich der Zulassung für die Kassenerstattung im
Arzneimittelbereich eingesetzten Personalressourcen durch die Gebühren gedeckt
waren. Die Argumente des Bundesrats fanden ausserhalb der sozialdemokratischen, der
grünen und der grünliberalen Fraktion aber kaum Gehör. Entsprechend deutlich wurde
das Postulat bei 3 Enthaltungen mit 114 zu 68 Stimmen angenommen. 2

POSTULAT
DATUM: 04.06.2015
DAVID ZUMBACH

Der Bundesrat müsse bei der Umsetzung der 2013 präsentierten
Verbesserungsmassnahmen im Bereich der Regulierungskosten vorwärts machen. Dies
forderte der Ständerat in der Herbstsession 2015 und überwies ein entsprechendes
Postulat Föhn (svp, SZ). Der Bundesrat, der sich gegen die Annahme des Vorstosses
ausgesprochen hatte, da man bei der Umsetzung der Massnahmen "gut unterwegs" sei,
unterlag in der Abstimmung knapp mit 14 zu 17 Stimmen. Damit wurde auch die zweite
Chance des Ansinnens, in Form eines gleichlautenden Postulats Gössi (fdp, SZ),
hinfällig. Dieses wurde im Nationalrat neun Tage später diskussionslos abgelehnt. 3

POSTULAT
DATUM: 16.09.2015
DAVID ZUMBACH

Es müsse geklärt werden, inwieweit neue internetgestützte Formen der touristischen
Beherbergung wie Airbnb unvereinbar mit bestehenden Bundesnormen sind und wie
die Regulierungen für die traditionellen und die neuen Beherbergungsformen einander
angeglichen werden können. Dieser Auffassung war der Ständerat in der Herbstsession
2016 und überwies einstimmig ein entsprechendes Postulat der Kommission für
Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR). Der Bundesrat hatte sich seinerseits gegen die
Annahme des Vorstosses ausgesprochen, da man im Departement für Wirtschaft,
Bildung und Forschung (WBF) bereits an einem Bericht über die zentralen
Rahmenbedingungen für die digitale Wirtschaft arbeite. 4

POSTULAT
DATUM: 27.09.2016
DAVID ZUMBACH
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Le Conseil des Etats a adopté le classement du postulat suite au rapport sur les coûts
de la réglementation. 5

POSTULAT
DATUM: 08.06.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil des Etats a adopté le classement du postulat sur l'analyse de la
réglementation dans le secteur de l'hébergement. 6

POSTULAT
DATUM: 12.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Le conseil des Etats a voté le classement du postulat qui visait la  comparaison du
tourisme helvétique avec ses concurrents directs. 7

POSTULAT
DATUM: 06.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Wettbewerb

Unter den verschiedenen wettbewerbshemmenden Faktoren der schweizerischen
Wirtschaft geriet auch die staatliche Auftragsvergebung unter Beschuss. Der Ständerat
überwies ein Postulat Gadient (svp, GR), welches eine Revision der eidgenössischen
Submissionsverordnung verlangt. Diese soll insbesondere zum Ziel haben,
wettbewerbsverzerrende und verteuernde Vorschriften zu eliminieren. 8

POSTULAT
DATUM: 10.12.1991
HANS HIRTER

Der Nationalrat stimmte einer Motion seiner Kommission für Wirtschaft und Abgaben
zu, welche unter anderem die Einführung der im EG-Kartellrecht praktizierten
wettbewerbspolitischen Fusionskontrolle verlangte. Der Bundesrat hatte diese Motion
ohne Erfolg bekämpft, da sie auch die Ersetzung der Kartellkommission durch ein
Bundesamt für Wettbewerb forderte. Er erklärte, dass diese organisatorische Anderung
im Rahmen der Vorarbeiten zur eingeleiteten Teilrevision des Kartellgesetzes abgeklärt
werde und sich Experten in einem früheren Vorentwurf negativ dazu ausgesprochen
hätten. Mit diesem Argument hatte Bundesrat Delamuraz in der Frühjahrssession noch
die Umwandlung einer Motion Loeb (fdp, BE) in ein Postulat erreichen können. Eine von
Jaeger (ldu, SG) eingereichte parlamentarische Initiative, welche ein Kartellverbot
fordert, ist vom Nationalrat noch nicht behandelt worden. 9

POSTULAT
DATUM: 14.09.1992
HANS HIRTER

Der Nationalrat befasste sich mit der im Vorjahr eingereichten parlamentarischen
Initiative Jaeger (ldu, SG) für einen Wechsel von der Missbrauchsgesetzgebung zu einer
in der Verfassung verankerten Kartellverbotsregelung. Eine relativ knappe Mehrheit
der vorberatenden Kommission fand, dass das Kartellrecht zwar einer dringenden
Revision bedürfe und reichte zu diesem Zweck auch ein Postulat ein. Da der von Jaeger
eingeschlagene Weg angesichts der Vorarbeiten der Regierung zu umständlich sei,
schlug sie aber eine Ablehnung seines Vorstosses vor. Gegen den Widerstand der SP,
des LdU und der GP hiess der Rat diesen Antrag gut. Der Ständerat beriet die im Vorjahr
von der grossen Kammer überwiesene Motion für die Umwandlung der
Kartellkommission in ein Kartellamt und für eine Fusionskontrolle. Da er beide Anliegen
mehrheitlich skeptisch beurteilte, wandelte er den Vorstoss in ein Postulat um. 10

POSTULAT
DATUM: 17.03.1993
HANS HIRTER

Grundsätzlich einverstanden waren beide Räte auch mit der Einführung einer
verschuldensunabhängigen Produktehaftpflicht. Der bereits bei der Swisslex
unterlegene Antrag der SP und der Grünen, diese auch auf gentechnisch veränderte
Tiere und Pflanzen auszuweiten, unterlag im Nationalrat erneut. Abgelehnt wurde aber
auch ein Antrag von bürgerlicher Seite, die Gesamthaftung wie in Deutschland auf eine
Summe von 130 Mio Fr. zu begrenzen. Mit einem Postulat forderte der Nationalrat den
Bundesrat auf, mit den EU- und den EWR-Staaten bilaterale Verträge über eine
gegenseitige Anerkennung der Produktehaftpflicht abzuschliessen. Eine 1990
eingereichte parlamentarische Initiative Neukomm (sp/ps, BE) für die Einführung der
Produktehaftpflicht konnte als erfüllt abgeschrieben werden. 11

POSTULAT
DATUM: 03.06.1993
HANS HIRTER
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In die gegenteilige Richtung zielten verstärkte Bemühungen französischsprachiger
Parlamentarier für die Berücksichtigung regionalpolitischer Kriterien bei der Vergabe
von Bundesaufträgen. Aus einem Postulat Delalay (cvp, VS) lehnte der Ständerat
diejenige Passage ab, welche forderte, bei der Vergabe von Bundesaufträgen nicht nur
das Preis-Leistungs-Verhältnis, sondern auch regionalpolitische Aspekte
einzubeziehen. Darauf doppelte Zwahlen (cvp, BE) mit einer von insgesamt 87, darunter
praktisch allen französischsprachigen Nationalräten unterzeichneten Motion nach,
worin er eine Untersuchung über die Gründe für allfällige Nichtberücksichtigungen von
welschen Anbietern verlangt und eine gleichmässige Verteilung der öffentlichen
Aufträge auf alle Regionen fordert. 12

POSTULAT
DATUM: 03.06.1993
HANS HIRTER

Der Nationalrat forderte mit einem überwiesenen Postulat Schmied (svp, BE) den
Bundesrat auf, einen Bericht über die Lage des Detailhandels und dabei insbesondere
über die Auswirkungen des Konzentrationsprozesses und des damit verbundenen
Rückgangs der Kleinbetriebe auszuarbeiten. 13

POSTULAT
DATUM: 04.10.1996
HANS HIRTER

Günstige Auswirkungen auf die Preise versprechen sich viele auch von der Einführung
des sogenannten Cassis-de-Dijon-Prinzips, demzufolge der Verkauf eines importierten
Gutes automatisch zugelassen wird, wenn es den technischen Vorschriften des
Ursprungslands genügt. Mit der Überweisung eines Postulats Leuthard (cvp, AG)
beauftragte der Nationalrat die Regierung mit der Abklärung der Folgen der Einführung
dieses Prinzips für die Schweiz. Der freisinnige Ständerat Hess (OW) verlangte mit einer
noch nicht behandelten Motion (04.3473) die einseitige Einführung dieses Prinzips in
Bezug auf Einfuhren aus der EU und dem EWR. 14

POSTULAT
DATUM: 08.10.2004
HANS HIRTER

Mit der Überweisung eines Postulats Sommaruga (sp, BE) hat der Ständerat die
Regierung beauftragt zu prüfen, ob es sinnvoll wäre, mit der EU Verhandlungen über ein
Abkommen über die gegenseitig anerkannte regionaleuropäische Erschöpfung im
Patentrecht aufzunehmen. Mit einer solchen Regelung würde die Bestimmung
aufgehoben, dass nur offizielle Vertreiber patentrechtlich geschützte Waren
importieren dürfen. Diese Ausweitung der Zulassung von sogenannten Parallelimporten
auf patentgeschützte Güter würde nach Ansicht der Postulantin einen wesentlichen
Beitrag zur Senkung des hohen schweizerischen Preisniveaus leisten. In seinem gegen
Jahresende vorgestellten Bericht lehnte der Bundesrat derartige Verhandlungen ab.
Sein Hauptargument war, dass der bestehende Patentschutz und die damit
verbundenen Wettbewerbsbeschränkungen für die forschungsintensive schweizerische
Industrie (v.a. für die Pharmabranche) von überwiegender Bedeutung seien. 15

POSTULAT
DATUM: 22.11.2004
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies ein Postulat Darbellay (cvp, VS), das den Bundesrat damit
beauftragte, die Vergabekriterien für öffentliche Aufträge des Bundes im Rahmen des
Bundesgesetzes über das öffentliche Beschaffungswesen zu überprüfen und dem
Parlament gegebenenfalls eine Teilrevision zu unterbreiten. 16

POSTULAT
DATUM: 13.09.2012
LAURENT BERNHARD

Der Ständerat überwies ein Postulat Comte (fdp, NE), das auf die Rahmenbedingungen
der Praktiken von Inkassounternehmen abzielte. Der Bundesrat sollte untersuchen, ob
in Bezug auf die Methoden, mit denen die Inkassounternehmen die Rückzahlung von
Schulden anforderten, Regulierungsbedarf bestehe. Ausserdem wurde die Regierung
damit beauftragt, ein Verbot der Weiterbelastung von Verwaltungsgebühren an die
SchuldnerInnen zu prüfen. 17

POSTULAT
DATUM: 27.09.2012
LAURENT BERNHARD

In der Sommersession 2014 folgte der Nationalrat einem Postulat Birrer-Heimo (sp, LU)
und beauftragte den Bundesrat, in einem Bericht aufzuzeigen, wie Werbeanrufe von
Callcentern mit gefälschten Schweizer Telefonnummern („Spoofing“) verhindert
werden können. Der Bundesrat sprach sich im Vorfeld für eine Annahme des Postulats
aus und versprach, die Problematik in einen bereits geplanten Bericht über die
Entwicklungen im Fernmeldemarkt aufzunehmen. Um diesen hatte die Kommission für
Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates (KVF-SR) im Jahr 2013 ersucht, nachdem
die Telekomindustrie neue Technologien und Preismodelle für den Mobilfunkverkehr

POSTULAT
DATUM: 20.06.2014
DAVID ZUMBACH
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mit dem Ausland angekündigt hatte. 18

Im September 2014 stimmte der Nationalrat mit 115 zu 68 Stimmen bei 3 Enthaltungen
einem Postulat der FDP-Liberalen-Fraktion zu, welches den Bundesrat zur
Berichterstattung über Wettbewerbsverzerrungen durch staatliche Unternehmen
beauftragt. Insbesondere hat der Bundesrat dabei aufzuzeigen, wie private
Wettbewerbsteilnehmer vor staatlichen Einflüssen geschützt werden können. Der
Bundesrat beantragte seinerseits die Ablehnung des Postulats, weil er die politischen
Erfolgschancen eines Programms, das zur Umsetzung verfassungsrechtlicher Reformen
bedürfte, als zu "gering" einschätzte. Der Nutzen eines Berichtes sei aus diesem Grund
nicht gegeben. Mit Ausnahme der Vertreter der SP, der Grünen und Teilen der CVP war
die grosse Kammer jedoch anderer Meinung. 19

POSTULAT
DATUM: 18.09.2014
DAVID ZUMBACH

In der Wintersession 2014 sprach sich der Ständerat bei 2 Enthaltungen mit 19 zu 13
Stimmen für eine Reorganisation des Eidgenössischen Büros für Konsumentenfragen
(BFK) aus und überwies dem Bundesrat den 1. Satz eines Postulats Fournier (cvp, VS).
Die Forderung nach der Zusammenlegung des BFK mit der Preisüberwachung wurde
vom Vorbringenden nach der Stellungnahme des Bundesrates, der versicherte, dass
dies bereits mehrfach geprüft worden sei, zurückgezogen. Der Bundesrat sprach sich
gleichzeitig aber auch gegen eine Reorganisation des BFK aus. Das Büro, so der
Bundesrat, sei bereits beauftragt worden, die Bürokratie abzubauen. 20

POSTULAT
DATUM: 25.09.2014
DAVID ZUMBACH

Im Sommer 2015 nahm der Ständerat ein Postulat Cramer (gr, GE) an, das den Bundesrat
beauftragte, Massnahmen gegen den Einkaufstourismus auszuarbeiten. Das Postulat
regte an, dass dies über eine bessere Sensibilisierung der Konsumentinnen und
Konsumenten für die geltenden Regeln und über schärfere Kontrollen der Einhaltung
dieser Regeln passieren könne. Der Bundesrat, der den Vorstoss mit der Begründung,
Reformen des Binnenmarkts seien bei der Bekämpfung des Problems vorrangig,
abgelehnt hatte, unterlag in der Abstimmung mit 13 zu 25 Stimmen. 21

POSTULAT
DATUM: 18.06.2015
DAVID ZUMBACH

In der Wintersession 2015 nahm der Nationalrat diskussionslos ein Postulat Schilliger
(fdp, LU) an, das den Bundesrat beauftragte, zu untersuchen, in welcher Weise
staatsnahe Unternehmen privatwirtschaftliche Akteure konkurrenzieren und mit
welchen Folgen dies verbunden ist. Der Bundesrat sprach sich für die Annahme des
Vorstosses aus, wies gleichzeitig aber darauf hin, dass er die Wettbewerbssituation
zwischen staatsnahen und privaten Unternehmen nur einzelfallweise werde prüfen
können. 22

POSTULAT
DATUM: 18.12.2015
DAVID ZUMBACH

Die Gründe für das hohe Kosten- und Preisniveau in der Schweiz müssten analysiert
und bekämpft werden. Dieser Auffassung war der Ständerat in der Frühjarssession 2016
und überwies ein entsprechendes Postulat Fournier (cvp, VS), das ebendies forderte,
mit 20 zu 12 Stimmen bei 7 Enthaltungen an den Bundesrat. Dieser war indes anderer
Meinung. Die Ursachen der Hochpreisinsel seien, dank einer Vielzahl bereits
vorliegender Analysen, weitgehend bekannt und angegangen worden. Es brauche
folglich keine weiteren Untersuchungen zum Thema. Der Bundesrat zählt den Abbau
technischer Handelshemmnisse und derjenige des Grenzschutzes im Agrarbereich, die
Stärkung des Wettbewerbs im Binnenmarkt sowie ein griffiges Wettbewerbsrecht zu
den Lösungsansätzen. 23

POSTULAT
DATUM: 10.03.2016
DAVID ZUMBACH

Alors que la Commission européenne a lancé une stratégie pour un marché unique
numérique, Beat Vonlanthen (cvp/pdc, FR) prie le Conseil fédéral d'évaluer les
conséquences de ce marché sur les entreprises et les consommateurs helvétiques. Le
rapport devrait principalement étudier les différences entre le marché européen et
suisse, et évaluer les conséquences. De plus, le parlementaire souhaite connaître la
stratégie du Conseil fédéral pour garantir un accès au marché numérique européen
pour les entreprises suisses. Si le Conseil fédéral s'est opposé au postulat, la chambre
des cantons l'a adopté, in extremis, par 18 voix contre 17 et 1 abstention. 24

POSTULAT
DATUM: 06.06.2016
GUILLAUME ZUMOFEN
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Le Conseil des Etats a adopté le classement du postulat suite au rapport sur la
réduction de la bureaucratie au Bureau fédéral de la consommation (BFC). 25

POSTULAT
DATUM: 13.06.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Thomas de Courten (svp/udc, BL) a déposé un postulat qui vise la réduction de la
charge administrative pour les entreprises qui respectent les règles. Il explique que le
fardeau bureaucratique coûte chaque année 10 milliards de francs à l'économie
helvétique. En outre, il précise que ces coûts de réglementation sont d'autant plus
préjudiciables pour les PME et micro-entreprises. Ainsi, selon le dépositaire, il faudrait
alléger la charge administrative, en allongeant notamment les intervalles de contrôle,
pour les entreprises dont il est attesté qu'elles suivent les exigences notamment au
niveau du droit du travail, de la protection de l'environnement, de la pollution, de
l'environnement de travail ou encore de la santé. Le Conseil fédéral a proposé de
rejeter le postulat. Tout d'abord, il a souligné quelques statistiques pour justifier sa
position. Il a rappelé que les PME doivent se plier en moyenne uniquement à 1,9
contrôle sur cinq années. Il a aussi expliqué que seuls 25 pour cent des contrôles
relèvent de la compétence de Berne. Cependant, il a affirmé que la Confédération allait
continuer, autant que possible, à alléger administrativement les entreprises. Le Conseil
national a suivi Thomas de Courten (svp/udc, BL). Il a adopté le postulat par 139 voix
contre 51. Le PS et les Verts ont voté contre le postulat mais leurs voix n'ont pas été
suffisantes. 26

POSTULAT
DATUM: 07.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

A travers un postulat, Thomas de Courten (svp/udc, BL) a chargé le Conseil fédéral
d'évaluer les potentiels de réduction des obligations de documentation et d'archivage
pour les entreprises. Il estime qu'une coordination affinée et un échange de données
entre les autorités cantonales et fédérales permettraient de réduire drastiquement les
coûts de réglementation liés à la documentation et à l'archivage. Le Conseil fédéral,
bien que conscient de la charge administrative pour les entreprises, a proposé de
rejeter le postulat. Premièrement, il relève que l'archivage et la documentation ont
aussi un rôle positif pour les entreprises. La préservation de certaines pièces a déjà
permis à des entreprises de se défendre dans de nombreux cas. Deuxièmement,
plusieurs évolutions législatives ont pris en compte cette réalité. Il est possible de citer,
par exemple,  la révision du droit comptable, l'ordonnance concernant la tenue et la
conservation des livres de comptes et l'ordonnance régissant la taxe sur la valeur
ajoutée (TVA). Troisièmement, le Conseil fédéral a estimé que les ressources
nécessaires pour un tel examen seraient disproportionnées. Il encouragerait donc
plutôt une enquête ciblée sur des thématiques précises. Le dernier mot est revenu au
Conseil national qui a adopté le postulat par 139 voix contre 51. 27

POSTULAT
DATUM: 07.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Le groupe libéral-radical a accusé les aides d’Etat de provoquer une distorsion de la
concurrence. Ainsi, il demande au Conseil fédéral, par l’intermédiaire d’un postulat, de
dresser un inventaire exhaustif des différentes formes d’aides d’Etat, de définir le
volume de ces aides et d’envisager des mesures pour lutter contre ce phénomène qui
nuit à la concurrence. D’après le groupe libéral-radical, la libre concurrence est une
des clés de la prospérité helvétique. Il faut donc protéger ce pilier de notre économie
libérale. 
Pour sa part, le Conseil fédéral s’est prononcé contre l’adoption de ce postulat. Si d’un
côté, il s’est aligné sur la volonté de maintenir une libre concurrence, d’un autre côté, il
a expliqué qu’un tel rapport serait une charge de travail considérable et même
difficilement réalisable. Étant donné qu’aucune définition de la notion d’aide d’Etat
n’existe et que les trois niveaux de l’Etat seraient impliqués dans la rédaction d’un tel
rapport, la charge financière qui accompagnerait un tel travail serait, selon le Conseil
fédéral, inappropriée. Au final, le Conseil national a adopté le postulat par 118 voix
contre 75 et 1 abstention. Les voix de l’UDC, du PLR, des Vert’libéraux et d’une partie du
PDC ont fait pencher la balance. 28

POSTULAT
DATUM: 16.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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Le Conseil des Etats a adopté le classement du postulat à la suite du rapport sur le
franc fort et le tourisme d'achat. 29

POSTULAT
DATUM: 08.06.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

A travers un postulat, la Commission de l'économie et des redevances du Conseil des
Etats (CER-CE) souhaite réduire la liste des exceptions au principe du "Cassis de
Dijon". Une telle mesure permettrait de faciliter les importations parallèles, et donc de
lutter contre la cherté des prix en Suisse. Le Conseil fédéral s'est montré favorable au
postulat. Il a indiqué que, dans le cadre du rapport "Entraves aux importations
parallèles", plusieurs mesures avaient été prises pour réduire les freins au commerce. Il
a notamment été envisagé d'étudier les conséquences de la liste des exceptions au
principe du "Cassis de Dijon". Par conséquent, la volonté du postulat s'inscrit dans
cette dynamique. Au final, la chambre des cantons a adopté le postulat sans
discussion. 30

POSTULAT
DATUM: 27.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Suite à l'acceptation des postulats 12.4172 et 15.3880, le Conseil fédéral a rédigé un
rapport sur l'impact de l'activité économique des entreprises d'Etat dans un marché
concurrentiel. D'un côté, les entreprises d'Etat se profilent comme une réponse à des
défaillances de marché souvent induites par l'existence d'un monopole naturel. D'un
autre côté, les entreprises étatiques permettent de fournir un service universel.
Néanmoins, bien que ces entreprises répondent à des objectifs sociaux et
économiques, il est possible qu'elles provoquent des distorsions de concurrence sur le
marché. Au final, le rapport souligne les bases juridiques et le credo managérial de
l'Etat qui permettent aux entreprises publiques, présentes sur des marchés de libre
concurrence, d'être bénéfiques à la population suisse malgré les risques de distorsion.
En effet, le rapport met en évidence la gouvernance d'entreprise cohérente et
transparente menée par l'Etat. Il constate notamment qu'un accès non discriminatoire
aux infrastructures, que le refus de garantie étatique et que l'interdiction de
subventionnements croisés sont garantis. Par conséquent, le Conseil fédéral estime
que le concept de neutralité concurrentielle est respecté. 31

POSTULAT
DATUM: 08.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que l'Union européenne (UE) établit progressivement un "marché unique
numérique", nombreux sont les cas de "geoblocking" qui entravent le libre-échange des
biens et services pour les citoyens suisses. Cette pratique limite les importations
parallèles de services numériques. Ceci restreint la diversité de l'offre et hausse les prix
pour les consommateurs. Pour ces raisons, Philippe Nantermod (fdp/plr, VS) a déposé
un postulat qui prie le Conseil fédéral d'envisager des mesures à prendre pour
permettre les importations parallèles numériques. 
Néanmoins, le Conseil fédéral propose à la chambre du peuple de rejeter le postulat. Il
estime, non seulement que des mesures unilatérales seraient inefficaces, mais surtout
il rappelle qu'un postulat «Création du marché unique numérique européen.
Conséquences pour la Suisse» a déjà été accepté. Lors du vote, les parlementaires on
rejeté l'objet par 94 voix contre 82 et 4 abstentions. 32

POSTULAT
DATUM: 28.02.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Avec la numérisation, le commerce en ligne transfrontalier ne cesse de prendre de
l’ampleur. Si la concurrence offerte par la libéralisation des marchés est bénéfique
pour le consommateur, certaines entreprises de vente par correspondance font de
fausses déclarations d’envoi pour éviter les taxes douanières et la TVA. Ces fausses
déclarations grèvent le budget de la Confédération et de la Poste. Ainsi, Tiana Angelina
Moser (pvl, ZH) a déposé un postulat qui, non seulement souhaite un état des lieux de la
situation, mais qui soumette aussi des solutions. Le Conseil fédéral a proposé
d’accepter le postulat. La chambre du peuple l’a adopté tacitement. 33

POSTULAT
DATUM: 16.03.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil des Etats a validé le classement du postulat suite au rapport sur l'impact de
l'activité économique des entreprises d'Etat dans un marché concurrentiel. 34

POSTULAT
DATUM: 05.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN
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Etant donné le rapport "Encadrement des pratiques des maisons de recouvrement", le
Conseil fédéral a décidé qu'il n'était pas souhaitable de légiférer. Par conséquent, le
postulat de Raphaël Comte (plr, NE) a été classé. 35

POSTULAT
DATUM: 12.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil des Etats a adopté le classement du postulat à la suite du rapport sur le
marché unique numérique Union européenne (UE). 36

POSTULAT
DATUM: 06.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Wirtschaftsordnung

Le sénateur Noser (fdp/plr, ZH) a demandé un rapport sur les risques de distorsion de
concurrence engendrés par les aides d'Etat. L'objectif est de renforcer la transparence
et d'étudier les corrélations potentielles entre les aides d'Etat et les distorsions de
marché. L'auteur du postulat base son argumentation sur l'article 94 de la Constitution.
Cet article, appelé aussi principe de l'ordre économique, interdit les atteintes à la
concurrence afin d'assurer la liberté économique. Selon l'auteur du postulat, certaines
aides d'Etat ne respecteraient pas cet article constitutionnel. De plus, Ruedi Noser
(fdp/plr, ZH) estime qu'un tel rapport se positionnerait comme un complément
adéquat au postulat Schilliger (fdp/plr, LU). Pour appuyer sa requête, l'auteur cite
plusieurs exemples comme l'interdiction de cabotage sur les bus de longue distance qui
protège les CFF, l'interdiction pour les camions de circuler la nuit sauf exception pour
la Poste suisse ou encore la redevance radio et télévision reversée à la SSR. De son côté,
le Conseil fédéral propose de rejeter le postulat. En effet, il rappelle qu'aucune
définition de la notion d'aide d'Etat n'existe à l'heure actuelle ce qui complique
fortement la tâche du rapport demandé et que plusieurs objets parlementaires sur des
pratiques ponctuelles ont déjà été déposés et qu'il est donc plus judicieux de se
concentrer sur ces objets. Le Conseil des Etats a rejeté le postulat par 31 voix contre
10. 37

POSTULAT
DATUM: 06.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Un postulat déposé par Andrea Caroni (fdp/plr, AR), puis repris par Beat Walti (fdp/plr,
ZH) a demandé un rapport sur l'accès aux marchés fermés de la Confédération.
L'objectif du rapport est d'évaluer si le droit en vigueur garantit une sélection
équitable, transparente et non discriminatoire. Pour être précis, les marchés fermés
concernent les cas de limitation du nombre de fournisseurs d'une activité économique
dans certains domaines. Dans ces cas précis, pour des motifs souvent économiques, les
marchés sont fermés à la concurrence par fait ou par l'intermédiaire d'une régulation.
Dès lors, le dépositaire a estimé que la législation relative à la procédure de sélection
des opérateurs était lacunaire. Il a cité comme exemple l'absence d'appel d'offres pour
les concessions d'utilisation des forces hydrauliques (LFH) ou pour l'exploitation
d'installations de distribution d'électricité (LApEl). Afin de renforcer le poids de son
postulat, le dépositaire a rajouté que dans certains cas, comme les maisons de jeu, les
distilleries, les chemins de fer ou encore les aéroports, il n'existait carrément aucune
exigence minimale législative. 
Pour sa part, le Conseil fédéral a soutenu, sur le fond, la position du dépositaire du
postulat. En effet, il a affirmé qu'une libre concurrence était indispensable pour
maintenir la compétitivité des entreprises helvétiques. Néanmoins, comme une révision
du droit national des marchés publics sera débattue très prochainement au parlement,
il a estimé que le postulat perdait son sens. Au final, si le Conseil fédéral a proposé de
rejeter le postulat, le Conseil national l'a accepté par 118 voix contre 76. La frange plus
libérale du Conseil national a imposé sa volonté. Les voix du PLR, des Vert'libéraux, du
PBD et de l'UDC ont permis l'adoption du postulat. 38

POSTULAT
DATUM: 16.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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Landwirtschaft

Fischerei

Ein von der UREK-NR eingereichtes Postulat forderte vom Bundesrat eine
Standortbestimmung zur Fischerei in Schweizer Seen und Fliessgewässern. Der
Bericht sollte eine Übersicht darüber geben, wie sich die Fischerei in der Schweiz
entwickelt habe. Zu diesem Zweck sollte er ökologische Themen wie die
Gewässerqualität, Nährstoffvorkommen und Gewässerbiologie abdecken, aber auch
Auskünfte über sozioökonomische Aspekte wie etwa die Berufsausbildung der
Fischerinnen und Fischer oder die Einkünfte aus der Fischerei liefern. Schliesslich
sollten Informationen über die Einfuhr und die Herkunftsdeklaration von
Fischereiprodukten, die Konsumentwicklung sowie Empfehlungen zur nachhaltigen
Nutzung der einheimischen Fischbestände enthalten sein. Der Bundesrat beantragte
das Postulat mit Verweis auf das hydrologische Jahrbuch und die Eidgenössische
Fischereistatistik abzulehnen, da die genannten Publikationen bereits umfangreiche
Informationen über die ökologische Situation der Schweizer Seen und Fliessgewässer
liefern. Im Nationalrat fand der Vorstoss aber Anklang und wurde mit 125 zu 47 Stimmen
(2 Enthaltungen) angenommen. 39

POSTULAT
DATUM: 14.09.2015
LAURA SALATHE

Lebensmittel

Sans discussion, le Conseil national a accepté le postulat Masshardt (ps, BE) qui
demande au Conseil fédéral d'analyser les possibilités de remplacer la date limite de
consommation des denrées alimentaires par la date de péremption. Cette demande
s'inscrit dans la lutte contre le gaspillage alimentaire et fait écho au postulat Chevalley
18.3829 accepté par la chambre du peuple en mars 2019. Le postulat de la socialiste
profitait du soutien du Conseil fédéral. 40

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
KAREL ZIEHLI

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Nationalrätin Graf-Litscher (sp, TG) wies in ihrem Postulat für eine Meldepflicht bei
kritischen Infrastrukturen darauf hin, dass Infrastrukturen wie Strom und
Telekommunikation sehr essentiell für die Schweiz sind und Risiken wie Cyberangriffe,
Naturkatastrophen sowie militärische und terroristische Angriffe auf die Infrastruktur
grosse Auswirkungen auf das ganze Land haben würden. Sie forderte den Bundesrat
dazu auf, darzustellen, wie eine mögliche Meldepflicht bei potenzieller Bedrohung
aussehen könnte. Mithilfe einer systematischen Auswertung dieser Meldungen könnte
so ein Frühwarn-, Beratungs- und Abwehrsystem aufgebaut werden, welches
potenzielle Risiken verringert. 
Bundesrat Maurer begrüsste diese Forderung und betonte die geforderte Systematik,
die zur Prävention von Risiken führen könne. Durch den Austausch von Erfahrungen
unter den Betreibern und den staatlichen Behörden könne das Sicherheitsdefizit der
Schweiz in diesem Bereich verringert werden. In der Schweiz seien derzeit wichtige
Infrastrukturen anfällig bezüglich diverser Gefahren. Der Nationalrat nahm das Postulat
am 13. Dezember 2017 stillschweigend an. 41

POSTULAT
DATUM: 13.12.2017
MARCO ACKERMANN
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Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Le Conseil national a également transmis un postulat Strahm (ps, BE) priant le
gouvernement de prendre des mesures pour que l'adjudication publique et la
passation des mandats concernant les NLFA se fassent de manière à permettre le jeu
de la libre concurrence. L'auteur du postulat invite également l'exécutif à examiner les
possibilités permettant une gestion rationnelle des risques ainsi que celles concernant
l'institution d'une responsabilité solidaire entre les différents fournisseurs par le biais
d'un consortium. 42

POSTULAT
DATUM: 10.06.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Post und Telekommunikation

Lors de la session de printemps, le Conseil national a approuvé sans discussion un
postulat du groupe radical-libéral demandant au Conseil fédéral de présenter un
rapport sur l’avenir de la Poste dans un marché libéralisé. Le gouvernement doit
notamment étudier les effets d’une libéralisation totale du marché postal sur
l’ensemble des acteurs concernés (la Poste et ses concurrents, ainsi que leurs clients).
Le rapport doit également proposer une définition du service public compatible avec
un marché totalement libéralisé et évaluer les avantages et inconvénients d’une
privatisation de la Poste. 43

POSTULAT
DATUM: 23.03.2007
NICOLAS FREYMOND

Les chambres ont débattu du développement du marché suisse des
télécommunications. Le Conseil des Etats a discuté une motion Forster-Vannini (plr,
SG) (08.3639) demandant une révision partielle de la loi sur les télécommunications
(LTC) afin de renforcer les compétences de l’autorité de régulation, la commission de la
communication (Comcom), en matière de contrôle de la concurrence. Concrètement,
cette proposition vise à passer d’un mode de régulation ex post à un mode ex ante en
permettant à la Comcom de s’autosaisir lorsqu’elle constate des pratiques irrégulières,
selon la recommandation émise l’année précédente par la commission de la
concurrence (Comco) et le surveillant des prix. Partageant la préoccupation de la
motionnaire de garantir une concurrence effective, la CTT-CE a toutefois jugé
inadéquat de procéder à un changement radical du mode de régulation avant même
d’avoir pu faire le bilan de la mise en œuvre des dispositions révisées de la LTC. Aussi a-
t-elle déposé un postulat confiant au Conseil fédéral la tâche de présenter un rapport
complet sur la libéralisation du marché des télécommunications afin d’évaluer
l’efficacité du dispositif actuel et l’opportunité de réviser la législation. Les sénateurs
n’ont que partiellement suivi leur CTT, puisqu’ils ont approuvé tant le postulat que la
motion. Le Conseil national a quant à lui suivi l’avis de sa CTT et massivement rejeté la
motion, par 141 voix contre 21. (Concernant la précédente révision de la LTC, voir ici.) 44

POSTULAT
DATUM: 08.09.2009
NICOLAS FREYMOND

Umweltschutz

Umweltschutz

Ruedi Noser (plr, ZH) demande au Conseil fédéral d'étudier la levée des obstacles à
l'utilisation efficace des ressources et à la mise en place d'une économie circulaire.
Le Conseil fédéral propose de rejeter le postulat, bien qu'il reconnaisse la nécessité
d'identifier les obstacles. Selon lui, les problèmes proviennent du manque de
cohérence entre les différentes bases légales et de la mise en œuvre de la législation,
plutôt qu'au niveau de la législation en tant que telle. Il rappelle que l'administration
examine, dans le cadre du postulat 17.3505, des mesures pour exploiter l'économie
circulaire. Il met donc en doute, l'utilité d'une évaluation supplémentaire. 
Néanmoins, le Conseil des Etats adopte le postulat par 24 voix contre 13 et 3
abstentions. 45

POSTULAT
DATUM: 27.09.2018
DIANE PORCELLANA
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Gewässerschutz

Diskussionslos überwies der Ständerat ein Postulat Hêche (sp, JU), das eine
Untersuchung zu bestehenden und zusätzlichen Massnahmen zur Verminderung von
Mikroverunreinigungen in Schweizer Gewässern fordert. Dabei sollen insbesondere
Massnahmen berücksichtigt werden, die direkt bei den Verursachern ansetzen. 46

POSTULAT
DATUM: 30.05.2012
MARLÈNE GERBER

Die Brisanz der Anpassung der Gewässerschutzgesetzgebung (GSchG), in deren Folge
die Renaturierungsinitiative zurückgezogen wurde, zeigte sich in der relativ deutlichen
Annahme des Postulats Vogler (csp, OW) durch den Nationalrat. Der Obwaldner
Parlamentarier verwies als Beispiel auf die Situation im eigenen Kanton, wo 175 ha
landwirtschaftliche Nutzflächen von Gewässerräumen erfasst seien, was den
Kulturlandflächen von 15 Landwirtschaftsbetrieben entspreche. Konkret verlangte der
Postulant vom Bundesrat die Ausarbeitung eines Berichts, der aufzeigen soll, wie sich
die Ausscheidung von Gewässerräumen auf die Landwirtschaft und die Eigentümer von
eingezontem Bauland auswirke und ob mit einer differenzierten anstelle einer, wie im
revidierten GSchG vorgesehenen, fixen Ausscheidung und Nutzung der
Gewässerräume dem Gewässer- und Hochwasserschutz ebenfalls Rechnung getragen
werden könnte. Trotz ablehnender Haltung der Regierung – Bundesrätin Leuthard (cvp)
wies in der parlamentarischen Beratung einmal mehr auf bestehende Bestrebungen in
Zusammenarbeit mit der BPUK sowie auf eine bereits vorgesehene Evaluation hin – fand
das Anliegen im Nationalrat deutliche Zustimmung. Vergeblich gegen die Überweisung
des Postulats votierten eine geschlossene SP-Fraktion sowie ein Viertel der FDP-
Liberalen. Die Fraktion der Grünen enthielt sich grossmehrheitlich der Stimme. 47

POSTULAT
DATUM: 26.09.2013
MARLÈNE GERBER

Beat Rieder (pdc, VS) demande au Conseil fédéral un rapport sur la sécurité de
l'approvisionnement en eau et sur la gestion de l'eau, puisqu'il n'existe, selon lui,
aucune donnée et prévision à ces sujets. Il le prie de déterminer les besoins et les
ressources en eau pour la Suisse d'ici 2050, d'évaluer la nécessité d'une gestion
inclusive de l'eau et de la construction d'infrastructures de stockage. De plus, il invite le
Conseil fédéral à estimer les potentiels conflits liés à la préservation et à l’utilisation de
l’eau, en fonction des modèles d’analyse de la consommation. Le pouvoir exécutif
devrait également tenir compte des implications internationales de l'utilisation d'eau
en Suisse. 
Le Conseil fédéral prône le rejet du postulat. En effet, il rappelle s'être déjà penché sur
la question de la sécurité de l'approvisionnement en eau et avoir pris des mesures pour
éviter des pénuries à court et à moyen terme (po.10.3533). L'OFEV soutient les cantons
dans leur gestion de l'eau, suit l'évolution de la protection des captages d'eaux
souterraines d'intérêt public et se soucie des potentiels conflits d'utilisation. De même,
le plan d'action «Adaptation aux changements climatiques en Suisse», dont les
premiers résultats sortiront en 2020, répondra aux questions du postulat. Au niveau
international, par la ratification du protocole sur l'eau et la santé lié à la Convention de
1992 sur la protection et l'utilisation des cours transfrontières et des lacs
internationaux, la Suisse s'est engagée à optimiser durablement la gestion des
ressources hydriques pour éviter les maladies liées à l'eau. 
Lors du passage au Conseil des Etats, le postulat est adopté par 24 voix contre 15 et 2
abstentions. Le Conseil fédéral devra donc fournir un rapport supplémentaire à ce
sujet. 48

POSTULAT
DATUM: 12.09.2018
DIANE PORCELLANA

Allgemeiner Umweltschutz

Mittels Postulat verwies Nationalrätin Trede (gp, BE) auf den Umstand, dass negative
Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt durch Fracking, resp. die hydraulische
Frakturierung von Gesteinsschichten zur Erdöl- oder Erdgasförderung, bisher nicht
ausgeschlossen werden können. Im Gegenteil bestünde durch den Einsatz von
Stützmittelflüssigkeit die Gefahr der Grundwasserverschmutzung. Ein vom Bundesrat
erarbeiteter Bericht soll daher eine explizite Haltung der Regierung gegenüber Fracking
ausdrücken, stichfeste Nachweise zur Umweltverträglichkeit erbringen und
Möglichkeiten aufzeigen, wie die Schweiz bei den angrenzenden Ländern auf ein
potentielles Fracking-Verbot oder -Moratorium Einfluss nehmen könnte. Darüber
hinaus soll der Bundesrat Wege darlegen, wie ein zehnjähriges Moratorium für die
Exploration und Gewinnung von Schiefergas in der Schweiz geschaffen werden könnte.
Wie bereits in seiner Antwort zu einer vom Parlament noch nicht behandelten Motion

POSTULAT
DATUM: 21.06.2013
MARLÈNE GERBER
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Reimann (svp, SG), zeigte sich der Bundesrat bereit, seine Ansicht gegenüber einem
allfälligen Schiefergasförderungs-Moratorium detailliert darzulegen. Nach dieser
positiven Stellungnahme der Regierung überwies der Nationalrat das Postulat in der
Sommersession stillschweigend. 49

In seinem Bericht in Erfüllung eines Postulats Trede (gp, BE), in welchem der Bundesrat
seine Haltung gegenüber Fracking in der Schweiz darzulegen hatte, stufte die
Regierung insbesondere das theoretische Potenzial von Tiefengeothermie (Gewinnung
von Erdwärme) durch Fracking als hoch ein. Die Gewinnung von Erdgas durch Fracking
im Schweizer Untergrund sei hingegen eine ökonomisch weniger rentable Option –
obwohl sich die volkswirtschaftlichen Auswirkungen noch nicht in ihrer Gesamtheit
beurteilen liessen. Die Erdgasversorgung gelte hingegen aktuell als ausreichend und
Erdgas könne auf anderem Wege einfacher und preiswerter beschafft werden. Ferner
äusserte der Bundesrat klimapolitische Bedenken hinsichtlich Förderung fossiler
Erdgasvorkommen, weswegen er Fracking zu diesem Zwecke nicht unterstützen wolle.
Weder ein generelles Verbot noch ein Moratorium erachtete er hingegen als notwendig:
Durch die Einhaltung bestimmter ökologischer Grundsätze sollte das Risiko bei
Tiefenbohrungen (mit oder ohne Fracking) für Mensch und Umwelt reduziert werden
können. Solche Bestimmungen zur Risikominimierung seien bereits grösstenteils
vorhanden, müssten jedoch betreffend Vollzug konkretisiert werden, wobei die
Kantone ihre Praxis vereinheitlichen sollten. Darüber hinaus müssten einzig
Anpassungen der Bestimmungen betreffend ein Verbot „jeglicher schwer abbaubarer
umwelt- oder gesundheitsgefährdender Stoffe" in den Fracking-Flüssigkeiten sowie
eine Offenlegungspflicht aller für das Fracking verwendeter Stoffe geprüft werden. Mit
Verweis auf die Kompetenz des Bundes zum Erlass von Vorschriften im Umwelt- und
Gewässerschutz hätte der Bund jedoch die Möglichkeit, bei Nichteinhaltung der
gegebenen Umweltgrundsätze ein Moratorium einzuführen. 50

POSTULAT
DATUM: 03.03.2017
MARLÈNE GERBER

Beat Vonlanthen (pdc, FR), avec son postulat, attend du Conseil fédéral qu'il établisse
un rapport sur les incitations fiscales et les mesures pouvant stimuler l'économie
circulaire, pour que la Suisse saisisse les opportunités liées à ce modèle économique.
Plusieurs pays européens ont déjà pris des mesures, notamment une réduction des
taux de TVA pour les travaux de réparation, afin de favoriser le recyclage des produits.
Selon l'auteur, avec une utilisation efficace et durable des ressources, la Suisse pourrait
également créer de la valeur et assurer une croissance économique durable et un taux
d'emploi élevé. C'est pourquoi, il demande que soient répertoriées les mesures prises
dans les autres pays concernant l'économie circulaire, d'évaluer leur intérêt au regard
des objectifs fixés dans le cadre de la Stratégie pour le développement durable 2016-
2019, d'analyser les incidences d'un abaissement du taux de TVA pour les services de
réparation et de présenter d'autres mesures permettant d'exploiter le potentiel de
l'économie circulaire. 
Le Conseil fédéral demande le rejet du postulat. Doutant de l'efficacité d'une réduction
de la TVA, l'instauration de cette mesure compliquerait, selon lui, le système fiscal et
induirait une augmentation des frais d'exécution. De plus, sur la base des conclusions
du rapport en réponse au postulat 12.3777, il est d'avis que les mesures relatives au
recyclage des produits doivent provenir, volontairement, des milieux économiques.
Toutefois, il compte suivre l'engagement des milieux économiques à cet égard et il
statuera, dans le cadre de la stratégie de prévention des déchets (encore en
élaboration), de la nécessité d'encourager les mesures volontaires. Contrairement à
l'avis de l'exécutif, le Conseil des Etats adopte le postulat par 24 voix contre 15. Le
Conseil fédéral devra alors présenter des réponses. 51

POSTULAT
DATUM: 13.09.2017
DIANE PORCELLANA
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Klimapolitik

Der Ständerat schrieb im Herbst 2019 das von Felix Gutzwiller (fdp, ZH) eingereichte
Postulat «Grundlagen für eine faktenbasierte Klimapolitik» im Rahmen der Debatten
zum CO2-Gesetz ab. 52

POSTULAT
DATUM: 25.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Abfälle

Par ailleurs, le Conseil national a transmis un postulat du groupe écologiste demandant
à ce que la Confédération introduise un système de gestion et de recyclage des
déchets de bureau de l'administration fédérale. 53

POSTULAT
DATUM: 22.06.1990
SERGE TERRIBILINI

La Conseil national a rejeté le postulat Aguet (ps, VD) qui demandait une modification
de l'ordonnance sur le traitement des déchets en vue de favoriser des formules
nouvelles et efficaces de récupération et de recyclage. Le député faisait allusion à une
expérience de la commune vaudoise de Jongny où le taux de récupération atteint 60%
grâce à un ramassage au porte à porte des matières recyclables et incinérables. Les
députés ont suivi la position du gouvernement qui a considéré que la Suisse réalisait
aujourd'hui de bons résultats en matière de recyclage, que l'expérience précitée
présentait un certain nombre de problèmes comme le tri ou le coût et que la législation
helvétique laissait toute liberté aux communes de tenter des expériences nouvelles si
elles le désiraient. 54

POSTULAT
DATUM: 16.12.1994
SERGE TERRIBILINI

Im Dezember überwies der Nationalrat ein Postulat der Grünen Fraktion, welches eine
Evaluation von bestehenden und möglichen Massnahmen zur Optimierung der Lebens-
und Nutzungsdauer von Produkten fordert. Ausgangslage für das Anliegen war eine
Stellungnahme des Bundesrates zu einem anderen Postulat der Fraktion, in welchem
die Grünen ein verstärktes Vorgehen gegen die geplante Obsoleszenz verlangten. In
betreffendem Geschäft erklärte der Bundesrat Massnahmen, welche auf Produkte
ausgerichtet seien, deren Lebensdauer aus Gründen der Konsumförderung vom
Produzenten absichtlich verringert wurde, als nicht zielführend und zu eng gefasst.
Gleichzeitig empfahl er eine Analyse über Effizienz, Wirksamkeit und Potenzial
verschiedenster Massnahmen zur Optimierung der Lebenszeit von Produkten, was die
Grüne Fraktion dann mit ihrem neuen Postulat auch verlangte. 55

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
MARLÈNE GERBER

In Erfüllung eines Postulats Chevalley (glp, VD) präsentierte der Bundesrat im November
einen Bericht, der prüfte, ob grössere Detailhändler und Gastronomen zur Verwertung
ihrer Lebensmittelabfälle verpflichtet werden könnten. In seinen Ausführungen
verneint der Bundesrat die Notwendigkeit zur Einführung einer solchen Pflicht speziell
für die Gastronomie und den Detailhandel. Der Anteil an nicht verwerteten
Lebensmittelabfällen in diesen Sektoren sei gering; die vorhandene Infrastruktur
ermögliche es jedem Betrieb, seine Lebensmittelabfälle kompostieren oder vergären zu
lassen. Ferner sei mit der gegenwärtigen Totalrevision der Technischen
Abfallverordnung (TVA) die Einführung einer generellen Verwertungspflicht für biogene
Abfälle vorgesehen. 56

POSTULAT
DATUM: 19.11.2014
MARLÈNE GERBER

Im November legte der Bundesrat einen Bericht vor, der Effizienz, Wirksamkeit und
Potenzial bestehender und denkbarer Massnahmen zur Optimierung der Lebens- und
Nutzungsdauer von Produkten eruiert. Darin kommt die Regierung zum Schluss, dass
die relative Obsoleszenz, d.h. der durch die Konsumentinnen und Konsumenten
getroffene Entscheid zur Beendigung der Nutzung, den grösseren Einfluss auf die
Lebensdauer eines Produktes habe als die sogenannte absolute Obsoleszenz, die sich
auf die technisch mögliche Nutzung stützt. Der Bundesrat betonte jedoch auch, dass
der Entscheid eines Konsumenten zur Ersetzung eines Produktes vor dem technischen
Ende seiner Laufzeit aus ökologischen Gründen durchaus sinnvoll sein könne, wenn das
neue Produkt die Umwelt weniger belaste. Ferner erachtete es der Bundesrat nicht als
seine Aufgabe, in die Produkteentwicklung einzugreifen. Vielmehr müssten bessere
Rahmenbedingungen geschaffen werden. Dabei würden viele Massnahmen bereits
umgesetzt, so etwa im Bereich der Reparatur- und Garantieleistungen. Zusätzliche
Massnahmen wie beispielsweise die Stärkung der Ausbildung in Ökodesign oder die

POSTULAT
DATUM: 28.11.2014
MARLÈNE GERBER
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Förderung ressourcenschonender Lebensstile seien im Dialog mit den betroffenen
Akteurskreisen zu prüfen. Der Bericht erfüllt ein im Jahr 2012 überwiesenes Postulat
der Grünen Fraktion. 57

Robert Cramer (verts, GE), par le biais d'un postulat, invite le Conseil fédéral à préciser
les mesures qu'il envisage pour assurer la qualité de la filière suisse du PET. La collecte
de matières plastiques mixtes menacerait, selon lui, le bouclage du cycle de vie du PET.
Les bouteilles de PET peuvent être jetées dans des sacs prévus à cet effet, triés
majoritairement à l'étranger. Il est probable qu'elles soient incinérées au lieu d'être
recyclées. De plus, le taux de recyclage du PET de 75 %, fixé dans l'ordonnance fédérale
sur les emballages (OEB), risquerait de ne plus être atteignable. Ce système de collecte,
parallèle aux collectes de déchets, ne permettrait pas par conséquent de garantir la
qualité de la filière de recyclage du PET et irait à l'encontre de la Stratégie du Conseil
fédéral pour le développement durable 2016-2019. De son côté, le Conseil fédéral ne
conçoit pas l'utilité de faire un rapport. Il reconnaît que la variété des systèmes de
collectes peut engendrer des confusions sur le mode de tri pour la population et que le
système de collecte mixte peut altérer la qualité du recyclage du PET. Pour éviter ce
problème, il rappelle que  l'OFEV a édicté des recommandations destinées aux
autorités et qu'il milite pour la transparence des cycles des matériaux pour assurer une
gestion durable des ressources. Il juge que les mesures actuelles sont suffisantes et ne
souhaite pas réguler plus. Le Conseil des Etats partage l'avis de son parlementaire et
adopte le postulat par 22 voix contre 12 et une abstention. Le Conseil fédéral devra
donc présenter un rapport. 58

POSTULAT
DATUM: 15.06.2017
DIANE PORCELLANA

Géraldine Marchand-Balet (pdc, VS) sollicite le Conseil fédéral pour un rapport sur la
situation légale, en Suisse et au niveau international, encadrant l'obsolescence
programmée. Cette stratégie commerciale implique des problèmes environnementaux,
engendre de la concurrence déloyale et trompe les consommatrices et consommateurs
helvétiques. Le Conseil fédéral devra évaluer la protection légale, déterminer la
nécessité de la création d'une loi spécifique, envisager des mesures pour renforcer la
protection des Helvètes. Le Conseil fédéral y est favorable. Lors du premier passage au
Conseil national, Claudio Zanetti (udc, ZH) s'y oppose. Par la suite, le postulat est
adopté. 59

POSTULAT
DATUM: 17.09.2018
DIANE PORCELLANA

Isabelle Chevalley (pvl, VD) charge le Conseil fédéral de rédiger un plan d'action pour
lutter contre le gaspillage alimentaire. Il devra contenir un répertoire des actions en
cours et évaluer leurs effets, en présenter davantage afin d'atteindre une diminution de
50% de gaspillage alimentaire d'ici 2030. Finalement, il présentera un indicateur pour
le suivi de l'évolution de la réduction du gaspillage. Pour la parlementaire, la
Confédération doit coordonner les différentes actions et en initier davantage en
collaboration avec le secteur privé pour atteindre l'objectif. Le Conseil fédéral
approuve sa demande, le plan d'action devrait être évalué en 2024.
Lors du premier passage au Conseil national, la discussion avait été reportée. Le
Conseil national a finalement accepté le postulat par 108 voix contre 76 et 5
abstentions. Le Conseil fédéral élaborera alors un plan d'action. 60

POSTULAT
DATUM: 05.03.2019
DIANE PORCELLANA

L'intervention déposée par Martina Munz (ps, SH) vise à établir les sources, les voies de
dispersions dans l'environnement, les effets sur l'environnement et la santé des
déchets plastiques. Pour lutter contre cette pollution, elle charge également le Conseil
fédéral d'étudier l'opportunité d'instaurer un plan d'action pour réduire la dispersion
du plastique dans l'environnement. Des mesures ponctuelles ont déjà été prises par le
Parlement, notamment en ce qui concerne les microplastiques ou la lutte contre
l'abandon de déchets. Mais à ce jour, aucune étude n'a examiné l'importance des
différentes sources de pollutions et leurs impacts. Le Conseil fédéral propose
d'accepter le postulat et de répondre, dans le même rapport, aux questions du postulat
Thorens Goumaz (18.3196). Le Conseil national  accepte le postulat par 128 voix contre
57 et 4 abstentions. 61

POSTULAT
DATUM: 05.03.2019
DIANE PORCELLANA
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Mit dem Postulat «Plastikmüll. Vermeiden und Wiederverwerten statt Exportieren»
beabsichtigte die CVP-Fraktion – mittlerweile umbenannt zur Mitte-Fraktion – im
September 2019, das Thema Plastik ganzheitlich anzugehen. Sie forderte dafür einen
Bericht zu vier Punkten. Erstens sollte eine Analyse zum Stand des Plastikrecyclings in
der Schweiz mit Zahlen zum generell verbrauchten Plastik sowie zum
wiederverwerteten und zum exportierten Plastik inklusive einer Auslegeordnung zum
Potential der Plastik-Kreislaufwirtschaft und darauf aufbauend eine Darstellung des
Bedarfs an politischen Massnahmen vorgelegt werden. Zweitens sollte eine Antwort auf
die Frage, wie der Bundesrat sicherstellt, dass der exportierte Plastik nicht irgendwo im
Meer landet, gegeben werden. Drittens verlangte das Postulat eine Strategie, wie in
asiatischen Ländern Programme für die Etablierung einer Plastik-Kreislaufwirtschaft
gefördert werden können, und viertens sollte ein Bericht darüber erstellt werden, wie
Pilotprojekte unterstützt werden können, «mit welchen aus Plastik speicherfähiges Gas
und daraus Strom produziert werden kann».
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Vorstosses. Falls der Nationalrat diesem
Postulat zustimmen sollte, werde er es zusammen mit den bereits überwiesenen
Postulaten von Adèle Thorens Goumaz (gp, VD; 18.3196) und Martina Munz (sp, SH;
18.3496) beantworten, welche sich ebenfalls dem Thema Kunststoffe/Plastik widmeten,
erklärte der Bundesrat.
Der Nationalrat beugte sich im Dezember 2019 ein erstes Mal über das Postulat der
CVP-Fraktion. Dabei wurden die Punkte 1, 2 und 4 stillschweigend angenommen. Punkt
3 wurde von Roland Rino Büchel (svp, SG) bekämpft und die entsprechende Diskussion
darüber verschoben. In der Sommersession 2021 nahm der Nationalrat schliesslich
auch den dritten Punkt des Postulates an. Die 46 ablehnenden Stimmen stammten
allesamt von Mitgliedern der SVP-Fraktion. 62

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Isabelle Chevalley (glp, VD) verlangte, dass der Bundesrat in einem Bericht aufzeige, wie
die Abfallmenge, die verbrannt wird, in der Schweiz verringert werden kann und wie
gleichzeitig mehr Produkte recycelt werden können. Hintergrund ihres Postulates sei
der Fakt, dass viele Abfälle, wie z.B. Verpackungen, nach wie vor vor allem verbrannt
würden, obwohl die Bevölkerung und die Wirtschaft versuchten, solche Güter
wiederzuverwerten, so Chevalley.
Der Bundesrat sprach sich für Annahme des Postulates aus und auch der Nationalrat
nahm es im Winter 2019 diskussionslos an. 63

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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